
REGENSBURG. Es war als 100-Tage-Bi-
lanz der schwarz-gelben Wirtschafts-
politik gedacht. Was bei der Podiums-
diskussion „Mit Volldampf in die
Sackgasse?“ am Mittwochabend im
Regensburger Kaisersaal aber heraus-
kam, war eine mehr als hitzige Debat-
te über die Frage, wie die geplanten
Steuersenkungen der Regierungskoali-
tion gegenfinanziert werden können.

Auf dem Podium saßen der Wirt-
schaftsweise Prof. Dr. Wolfgang Wie-
gard, StefanMüller, parlamentarischer
Geschäftsführer der CSU-Landesgrup-
pe und JU-Chef, Miriam Gruß, bayeri-
sche FDP-Generalsekretärin und stell-
vertretende FDP-Fraktionsvorsitzende
im Bundestag sowie Gerd Ortner, Lan-
desvorsitzender der Wirtschaftsjunio-
ren (WJ). Eingeladen hatten die WJ,
die Aktionsgemeinschaft Soziale
Marktwirtschaft (ASM) und der Bund
Katholischer Unternehmer (BKU).

Prof. Wolfgang Wiegard attestierte
der schwarz-gelben Koalition in sei-
nem Impulsstatement einen holpri-
gen Start, mit dem aber jede Regierung
zu kämpfen habe. Entscheidend sei,

was am Ende herauskommt. Die Gro-
ße Koalition habe schlimmere Auswir-
kungen der Krise verhindert, jetzt
müsse Schwarz-Gelb aufräumen und
dafür sorgen, dass die Staatsverschul-
dung zurückgefahren werde. In den
ersten 100 Tagen von Schwarz-Gelb sei
von Konsolidierung aber noch „über-
haupt nicht“ die Rede gewesen.

Stattdessen wolle die Regierung, so
Wiegard weiter, die Steuern senken,
weil sie sich dadurch Wachstumsef-
fekte erhofft. Diese könnten aber nie-
mals so groß sein, dass sich damit die
Konsolidierung – es besteht ein Bedarf
von 40 Milliarden Euro – erledigen

würde. Das Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz enthalte zumindest keine
Investitionsanreize für Unternehmer.
„Ich hoffe, dass noch was dabei raus-
kommt“, sagte Wiegard am Ende sei-
nes Referats und leitete so das verbale
Gefecht ein, das nun folgte.

Die Regierung, so Gruß, wolle jetzt
tatsächlich aufräumen, bräuchte dazu
aber Zeit. Den ermäßigten Mehrwert-
steuersatz für die Hotellerie sowie die
Parteispende an die FDP brachte Gruß,
die versuchte, sich mit einer Vorwärts-
strategie energisch gegen die rhetori-
sche Übermacht des Professors zu
wehren, selbst zur Sprache. Die Aussa-

ge, dass die Politik der FDP nichts mit
dem Geldtransfer zu tun habe und die
Mehrwertsteuersenkung richtig gewe-
sen sei, verleitete nicht nur den einen
oder anderen der etwa 100 Gäste zu
spöttischen Zwischenrufen und Ge-
lächter. Wiegard antwortete: „Die
Maßnahme war falsch.“ Sie habe das
Steuerrecht verkompliziert.

Auf die Frage des Moderators Chris-
tian Omonsky von denWJ, wie Steuer-
senkungen bei dem mächtigen Haus-
haltsloch zu rechtfertigen seien, flüch-
tete die junge Politikerin Gruß wie so
oft an diesem Abend in ihr Spezialge-
biet, die Familienpolitik. „Wir wollen
Familien entlasten und ihnen das Geld
in der Tasche lassen“, war ihre Lösung.
Die Ratlosigkeit im Publikum fing Ste-
fan Müller ein, der erklärte, dass das
Wachstumsbeschleunigungsgesetz
durch die Entlastung von Unterneh-
men, von Erben, von Familien und der
Hotellerie zu mehr Wachstum führen
könne. Wiegard widerlegte auch diese
Aussage und forderte von den beiden
Vertretern der Politik weiter unerbitt-
lich Konzepte ein, wie die steuerlichen
Entlastungen gegenfinanziert werden
sollen. Steuersenkungen könnten jetzt

nur über Schulden finanziert werden,
Schulden bedeuteten aber später wie-
der Steuererhöhungen. Die schablo-
nenhafte Antwort von Gruß: „Steuer-
erhöhung wird es mit uns nicht ge-
ben.“Wiegard: Dann ginge es aber nur
über Ausgabenkürzung. Gruß: Das li-
berale Sparbuch, in dem die Umstruk-
turierung von Bundesagentur und
Krankenkassen enthalten sei, werde
auf den Tisch kommen – aber erst
nach der Wahl in Nordrhein-Westfa-
len, vermuteteWiegard.

Während dieses Schlagabtausches
erhob Mitveranstalter Martin
Schmack das Wort: Die Diskussion sei
nicht auszuhalten, meinte er, worauf-
hin Gruß sich zu der Aussage hinrei-
ßen ließ, dass die Veranstalter beim
nächstenMal ja jemand anderen einla-
den können, und sich so selbst mit
Volldampf in die Sackgasse katapul-
tierte. „Die Koalition sagt nicht, wie es
weitergehen soll“, sagte Schmack und
nahm damit die Meinung des raunen-
den Publikums auf. Die Sprachlosig-
keit der Politik führe zu demMissmut,
erklärte er Gruß und Müller. „Die
Menschen brauchen jetzt klare Ver-
sprechen, die verständlich sind.“
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VONMARIA GRUBER, MZ

DISKUSSION Prof.Wiegard forderte Antworten, wie Steuersenkungen finanziert werden sollen – die FDP-PolitikerinMiriamGruß aber bleibt sprachlos

DerWirtschaftsweisemacht dieGeneralin zurMinna

Zum Lachen war der bayerischen
FDP-Generalsekretärin Gruß nur am
Anfang zumute. Fotos: altrofoto.de

Forderte von der Politik Konzepte, be-
kam aber nur ausweichende Antwor-
ten: Wolfgang Wiegard

BERLIN. Am Sonntag soll in einer Sit-
zung des Zentralrats der Juden in
Deutschland die 77-jährige Präsidentin
Charlotte Knobloch ihren Rückzug be-
kannt geben. Ihre Amtszeit läuft im
November aus. Sie will sich nicht
mehr zurWahl stellen. Damit wird ein
tiefgreifender Generationenwechsel
stattfinden. Knobloch ist die letzte Ho-
locaust-Überlebende an der Spitze des
Zentralrats. Er ist die Stimme der in
107 Gemeinden organisierten rund
120 000 von geschätzten 200 000 in
Deutschland lebenden Juden. Der Zen-
tralrat vertritt sowohl orthodoxe wie
liberale jüdische Gemeinden.

Seit langem gibt es eine offene,
nicht immer fair geführte Debatte
über die Politik und die Führungsper-
sönlichkeiten im Zentralrat. Charlotte
Knobloch, die seit 25 Jahren auch den
Vorsitz der Jüdischen Gemeinde Mün-
chen und Oberbayern innehat, stehen
als Vizepräsidenten Salomon Korn
und Dieter Graumann zur Seite. Das
Verhältnis der drei gilt als gespannt.
Dazu kommt Stephan Kramer, der Ge-
neralsekretär, dem ein gewisser Hang
zur Profilierung nachgesagt wird.

Raus aus der Opferrolle

Graumann, dem neben dem intellek-
tuellen Korn die größten Chancen für
eine Nachfolge Knoblochs nachgesagt
werden, kritisiert: „Wir müssen raus
aus der schrecklichen Opferrolle. Wir
müssen deutlicher machen, wofür wir
sind und nicht wogegen.“ Damit greift
er Knobloch an. Denn sie sieht einen
unverzichtbaren Teil ihrer Rolle darin,
das mahnende Gewissen Deutsch-
lands zu sein. Sie nimmt zum Antise-
mitismus, zu Holocaustleugnungen,
zum Rechtsradikalismus und den letz-
ten NS-Kriegsverbrecherprozessen en-
gagiert Stellung.

Michel Friedman, ehemals selbst
Vizepräsident des Zentralrats, sieht es
noch ganz anders. Er urteilt: „Dieses
Führungstrio ist zu schwach, um Poli-
tik zu machen. Das sind keine politi-
schen Köpfe. Die drei haben auch kei-
ne Lust, großeDebatten zu führen.“

Der jüdische Publizist Henryk M.
Broder provoziert: Der Zentralrat sei
„in einem erbärmlichen Zustand“. Er
sei zu einer „Reue-Entgegennahme-In-
stanz verkommen“. Broder brachte
sich selbst als Nachfolger von Charlot-
te Knobloch ins Gespräch, verzichtete
dann aber medienwirksam auf eine
Kandidatur. Der Generationenwech-
sel, der beim Zentralrat ansteht, ist in
den Gemeinden längst im Gang und
führt zu manchen Spannungen. Man
steht vor der schwierigen Aufgabe,
dass eine meist überalterte eingesesse-
ne Minderheit eine Mehrheit integrie-
ren soll, die oft ganz andere Vorstel-
lungen von einem jüdischen Gemein-
deleben hat. Innerhalb der letzten 20
Jahre sind fast 90 Prozent der heutigen
Gemeindemitglieder aus den Ländern
der ehemaligen Sowjetunion zuge-
wandert.

Die neue Generation der Juden

Die so genannten „Kontingentflücht-
linge“ stellen nicht nur eine große so-
ziale Herausforderung dar. Auch die
Wertvorstellungen und die gesell-
schaftspolitischen Prioritäten sind
meist andere. Ihre religiösen Kennt-
nisse sind oft gering und ihre Einstel-
lung konservativ.

Dazu kommt die junge Generation
der Juden. Sie will das Judentum in
Deutschland neu definieren und ihren
Lebenssinn nicht mehr nur aus der Fi-
xierung auf das Trauma der Shoah ge-
speist wissen. Junge Juden wollen
ganz selbstverständlich ihr privates
Leben und ihre religiösen Traditionen
in Deutschland leben können.

Alle Juden in Deutschland aber eint
eine Sorge: Der Antisemitismus
nimmt zu. Das äußert sich nicht nur
im Auftreten der Neonazis, in Grab-
schändungen und öffentlicher Leug-
nung des Holocausts. Während in den
Staaten Mittel- und Osteuropas wie in
der Ukraine und Ungarn die Manifes-
tation des alten Antisemitismus‘ noch
zu Wahlauftritten des rechten Partei-
enspektrums gehört, so hat sich in

Deutschland wie in anderen westeuro-
päischen Ländern eine neue Form des
Antisemitismus herausgebildet. Er
versteckt sich hinter einer hemmungs-
los überzogenen Israel-Kritik. Beson-
ders nach den Militäroperationen im
Gaza-Streifen wird das entschlossene
Reagieren der Israelis auf Terrorangrif-
fe dämonisiert. Den Juden wird das
Recht auf einen eigenen Staat im Na-
hen Osten abgesprochen. Und es er-
folgt eine Unterscheidung zwischen
den Juden als Volk und als Religions-

gemeinschaft. In dieser Situation steht
der nächste Präsident des Zentralrats
der Juden in Deutschland vor einer
fast nicht zu bewältigenden Aufgabe.
Charlotte Knobloch, die sich immer
als Übergangspräsidentin verstanden
hat, geht mit der Gewissheit, ihre
Pflicht als Holocaustüberlebende ge-
tan zu haben.

In München jedenfalls wurde mit
dem Neubau der großen Synagoge,
dem Gemeindezentrum und dem Mu-
seum für sie ein TraumWirklichkeit.

Zentralrat der Juden
steht vor einer
tiefgreifenden Zäsur
RELIGIONKnobloch verzichtet
vermutlich auf eine erneute
Kandidatur für das Präsiden-
tenamt. Der Generations-
wechsel bedeutet für die jü-
dischen Gemeinden eine
großeHerausforderung.
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VON HARALD RAAB, MZ

Charlotte Knobloch (r.) räumt offenbar den Chefsessel beim Zentralrat
der Juden. Favorit für die Nachfolge ist Vizepräsident Dieter Graumann
(l.), der die Amtsführung Knoblochs heftig kritisiert. Foto: ddp
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DEN HOLOCAUSTOPFERN VERPFLICHTET

➤ Charlotte Knoblochwurde 1932 als
Tochter des jüdischen Rechtsanwalts
Fritz Neuland inMünchen geboren. Sie
überlebte den Holocaust, weil sie eine
ehemalige Angestellte des Vaters in ih-
rer Familie als uneheliches Kind ausgab.
➤ Sie heiratete 1951 Samuel Knobloch,
einen Überlebenden des Krakauer Ghet-
tos. Sie hat drei Kinder.
➤ Die deutsche Sektion derWomens
International Zionist Organisation wurde

von ihr mitbegründet. Sie ist seit 1985
Präsidentin der israelitischen Kultusge-
meindeMünchen und Oberbayern, seit
2003 Vizepräsidentin des Europäischen
Jüdischen Kongresses und seit 2005 Vi-
zepräsidentin des JüdischenWeltkon-
gresses.
➤ Im Jahr 2006 wurde Charlotte Kno-
bloch als Nachfolgerin Paul Spiegels
Präsidentin des Zentralrats der Juden in
Deutschland.
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POLITIK IN KÜRZE

FDP bricht in der
Wählergunst ein
KÖLN.Nach nur 100 Tagen imAmt ver-
liert die schwarz-gelbe Bundesregie-
rungweiter an Rückhalt in der Bevöl-
kerung. Vor allem die FDP setzt nach
der Debatte über Klientelpolitik und
Millionenspenden ihren Schrumpf-
kurs fort, wie der gestern veröffent-
lichte ARD-Deutschlandtrend ergab.
Die Liberalen verlieren gegenüber
demVormonat drei Punkte und kä-
men nur noch auf acht Prozent der
Stimmen, wenn amnächsten Sonntag
Bundestagswahlwäre. Die Union er-
reicht unverändert 36 Prozent. Dage-
gen gewinnen die Grünen drei Punkte
hinzu und liegen nun bei 15 Prozent.
Die SPD legt um einen Punkt auf
26 Prozent zu. Die Linke verbessert
sich um einen Punkt auf 11 Prozent.
Union und FDP hätten demnachmit
zusammen 44 Prozent keineMehrheit
mehr. Dagegenwäre aktuell sowohl
ein schwarz-grünes Bündnis (51 Pro-
zent) oder Rot-Rot-Grün (52 Prozent)
möglich. (ddp)
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Sauerland-Bomber:
Lange Haft gefordert
DÜSSELDORF.Die Terroristen der isla-
mistischen Sauerland-Gruppe sollen
nach demWillen der Bundesanwalt-
schaft bis zu 13 Jahre hinter Gitter.Mit
gewaltigen Autobomben sollen sie ei-
nen für die Bundesrepublik einzigarti-
genMassenmord geplant haben.
Chef-Ankläger Volker Brinkmann be-
antragte gestern amDüsseldorfer
Oberlandesgericht die höchste Strafe
mit dreizehn JahrenHaft für Daniel
Schneider, zwölfeinhalb Jahre für Fritz
Gelowicz und elfeinhalb Jahre für
AdemYilmaz. Der Angeklagte Atilla
Selek soll als Unterstützer der Terror-
vereinigung für fünfeinhalb Jahre ins
Gefängnis. Die Plädoyers der Verteidi-
ger beginnen am 9. Februar. (dpa)
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

Warnstreiks legen den
Berufsverkehr lahm
BERLIN.DieWarnstreiks im öffentli-
chenDienst haben gestern den Berufs-
verkehr in Nordrhein-Westfalen und
Baden-Württemberg teilweise lahmge-
legt. Hunderttausende Bürger litten
unter Staus, geschlossenenKindergär-
ten und einer eingeschränkten Kran-
kenhausversorgung. Der Bus- und
Straßenbahnverkehrwar in vielen
Städten beeinträchtigt. An diesem
Freitag sollen die Schwerpunkte der
Warnstreiks laut Ver.di inHessen,
Sachsen-Anhalt, Sachsen und im Saar-
land liegen. Dann sei unter anderem
der öffentlicheNahverkehr imRhein-
Main-Gebiet betroffen. (dpa)
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